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§360

Verjährung der Verwirklichung von Maßnahmen 
der strafrechtlichen Verantwortlichkeit

(1) Die Verwirklichung rechtskräftig erkannter Maßnahmen 
der strafrechtlichen Verantwortlichkeit verjährt:

1. bei Freiheitsstrafen von mehr als zehn Jahren in zwan­
zig Jahren;

2. bei' Freiheitsstrafen von fünf bis zehn Jahren in zehn 
Jahren;

3. bei Freiheitsstrafen bis zu fünf Jahren und bei Arbeits­
erziehung in fünf Jahren.

(2) Die Verwirklichung einer Einweisung in ein Jugend­
haus und einer Geldstrafe verjährt in drei Jahren.

(3) Der Vollzug von Haftstrafe, Jugendhaft und Strafarrest 
verjährt in einem Jahr.

(4) Die Vollstreckung einer Todesstrafe verjährt in dreißig 
Jahren.

(5) Die Verjährung beginnt mit dem Tage, an dem das Ur­
teil oder der Beschluß rechtskräftig geworden ist.

(6) Die Verwirklichung einer Zusatzstrafe verjährt mit der 
Verjährung der Verwirklichung der Hauiptstrafe.

§361

Ruhen der Verjährung 
der Verwirklichung der Maßnahmen 

der strafrechtlichen Verantwortlichkeit

(1) In die Verjährungsfrist ist die Zeit nicht einzurechnen, 
während der die Maßnahme der strafrechtlichen Verant­
wortlichkeit nicht verwirklicht werden kann, weil sich der 
Verurteilte außerhalb des Gebietes der Deutschen Demokrati­
schen Republik aufhält. Während der Bewährungszeit gemäß 
§ 349 Absatz 4 ruht die Verjährung des Strafvollzuges.

(2) Die Verjährung der Verwirklichung einer Strafe mit 
Freiheitsentzug ruht auch während ihres Vollzuges.

N e u n t e s K a p i t e l  

Auslagen des Verfahrens

§362

Grundsatz

(1) Jedes Urteil, jeder Strafbefehl, jede das Hauptverfahren 
endgültig einstellende oder abschließende Entscheidung und 
jeder Beschluß über die Verwirklichung von Maßnahmen der 
strafrechtlichen Verantwortlichkeit, der auf Grund einer 
mündlichen Verhandlung ergeht, müssen bestimmen, wer die 
Auslagen des Verfahrens zu tragen hat.

(2) Auslagen des Verfahrens sind Auslagen des Staatshaus­
halts und notwendige Auslagen eines am Verfahren Betei­
ligten.

(3) Auslagen des Staatshaushalts sind die Aufwendungen, 
die bei der Vorbereitung und Durchführung des gerichtlichen 
Verfahrens für die Entschädigung von Zeugen, Vertretern der 
Kollektive, Sachverständigen und Pflichtverteidigern, für 
Post-, Femsprech- und Telegrammgebühren sowie für ähn­
liche Zwecke oder für die Veröffentlichung der Entscheidung 
entstehen, soweit sie 3,— Mark übersteigen.

(4) Notwendige Auslagen eines am Verfahren Beteiligten 
sind dessen Aufwendungen bei der Wahrnehmung seiner

Rechte und Pflichten im Verfahren, insbesondere Verdienst­
ausfall und Reisekosten sowie erstattungsfähige Kosten des 
gewählten Verteidigers des Angeklagten und des Rechtsan­
waltes des Geschädigten.

§363
Auslagen bei Geltendmachung von Schadensersatz

(1) Hat der Geschädigte in einem Strafverfahren einen 
Schadensersatzantrag gestellt und wird im Verfahren über 
diesen Anspruch entschieden, sind hierfür keine Gerichts­
gebühren zu berechnen. Sind durch die Geltendmachung des 
Schadensersatzanspruches besondere Auslagen entstanden, 
finden die §§ 362, 364 Absatz 1 für diese Auslagen Anwendung.

(2) Wird über den Schadensersatzanspruch im Strafverfah­
ren nur dem Grunde nach entschieden oder hat das Gericht 
Bedenken, im Strafbefehl über den Schadensersatzantrag zu 
entscheiden, und wird die Sache aus diesen Gründen zur 
Entscheidung über den Anspruch gemäß §§ 242 Absatz 5, 271 
Absätze 4 und 5 an das zuständige Gericht verwiesen, gelten 
für das weitere Verfahren die Vorschriften über die Kosten 
der jeweiligen Verfahrensart.

§364
Auslagenpflicht des Verurteilten

(1) Die Auslagen des Verfahrens hat der Angeklagte inso­
weit zu tragen, als das Verfahren zu seiner Verurteilung 
geführt hat oder nach den Bestimmungen des Strafgesetz­
buches von Maßnahmen der strafrechtlichen Verantwortlich­
keit abgesehen wurde. Das gleiche gilt, soweit gerichtliche Ent­
scheidungen zur Verwirklichung von Maßnahmen der straf­
rechtlichen Verantwortlichkeit auf Grund einer mündlichen 
Verhandlung zuungunsten des Verurteilten getroffen wurden.

(2) Im Verfahren gegen Jugendliche kann davon abgesehen 
werden, dem Angeklagten die Auslagen des Staatshaushalts 
aufzuerlegen.

(3) Die Auslagen des Staatshaushalts können im Verfahren 
gegen Jugendliche auch den Eltern oder sonstigen Erziehungs­
berechtigten auferlegt werden. Gegen diese Entscheidung ist 
die Beschwerde zulässig.

(4) Ist der Verurteilte nicht Bürger der Deutschen Demo­
kratischen Republik und hat er keinen Wohnsitz oder ge­
wöhnlichen Aufenthaltsort in der Deutschen Demokratischen 
Republik, können ihm auch die weiteren durch die Strafver­
folgung einschließlich des Vollzuges der Untersuchungshaft 
und die Verwirklichung der erkannten Maßnahmen der straf­
rechtlichen Verantwortlichkeit entstandenen Auslagen auf­
erlegt werden.

(5) Stirbt ein Verurteilter vor Eintritt der Rechtskraft des 
Urteils, haftet sein Nachlaß nicht für die Auslagen des Staats­
haushalts.

§365
Mitangeklagte

Mitangeklagte, gegen die wegen derselben Tat auf Strafe 
erkannt oder nach den Bestimmungen des Strafgesetzbuches 
von Maßnahmen der strafrechtlichen Verantwortlichkeit abge­
sehen wird, haften für die Auslagen des Staatshaushalts als 
Gesamtschuldner.

§366
Auslagen bei Freispruch und endgültiger Einstellung

(1) Einem Freigesprochenen sind nur solche Auslagen des 
Staatshaushalts aufzuerlegen, die er durch ein schuldhaftes 
Versäumnis verursacht hat.

(2) Die dem Freigesprochenen erwachsenen notwendigen 
Auslagen einschließlich der Verteidigerkosten sind dem Staats-


